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Jahresthema des Bundeselternrats in 2024: Föderalismus in der Bildung 
 
Sachbericht zum Projekt BER 2024-04– 2. Fachtagung zum Thema:  
 
„Gute Bildung braucht gute Infrastruktur. Evaluation des Einsatzes von 
Bundesmitteln für die Umsetzung des Digitalpaktes und die Umsetzung der 
Schulbaumaßnahmen. Braucht die Umsetzung der Bundesprogramme kooperativen 
Föderalismus“ 
 
 
Teil I: 
 
Die 1. Fachtagung der Ausschüsse „GfB“, „RHS“ und „FöS“ fand vom 27.-29. September 2024 
in Fuldatal statt. 
 
Der Föderalismus spielt in Deutschland eine wichtige Rolle bei der Umsetzung des 
Digitalpaktes und der Schulbaumaßnahmen, da er die Verantwortung für die Umsetzung der 
Programme auf die Länder überträgt. Dies hat einige Vorteile, aber auch Herausforderungen 
mit sich gebracht. Der Digitalpakt als Prüfstein für den Föderalismus? 
 
Einer der Vorteile ist, dass die Länder die Möglichkeit haben, ihre Konzepte an die lokalen 
Bedürfnisse und Gegebenheiten anzupassen. So können sie die Maßnahmen des Digitalpaktes 
besser auf die spezifischen Bedürfnisse ihrer Schulen und Schüler*innen abgestimmt 
umsetzen. 
 
Eine Herausforderung ist jedoch, dass die Umsetzung der Bundesprogramme in den einzelnen 
Ländern unterschiedlich verläuft, was zu einer ungleichmäßigen Versorgung der Schulen und 
Schüler*innen in Deutschland führen kann. Es besteht auch die Gefahr, dass die Länder sich 
in ihrer Umsetzung der einzelnen Programme wenig abstimmen, was zu ineffizienten 
Maßnahmen und überschneidenden Aktivitäten führen kann. 
 
Es ist daher wichtig, dass Bund und Länder eng zusammenarbeiten und regelmäßig über die 
Fortschritte und Herausforderungen im Zusammenhang mit der Umsetzung der 
Bundesprogramme kommunizieren, um sicherzustellen, dass das Programm erfolgreich 
umgesetzt wird und eine gleichmäßige Versorgung der Schulen und Schüler*innen in 
Deutschland erreicht wird.  
Rechtsverbindliche Vereinbarungen müssen zwischen Bund und Ländern zur Herstellung von 
rechtsverbindlichen Rahmenbedingungen trotz des sogenannten Kooperationsverbotes 
geschlossen werden, um gemeinsame Ziele zu definieren, zu finanzieren und umzusetzen 
sowie die Umsetzung zu überprüfen. Sind der Digitalpakt Schule und die 
Schulbaumaßnahmen des Bundes ein Prüfstein für das Gelingen eines kooperativen 
Föderalismus? Es geht nicht mehr darum, dafür ist der Bund und dafür sind die Länder 
zuständig, sondern gerechte Bildungschancen dürfen nicht vom Geldbeutel der Eltern, vom 
Hintergrund der Familien und vom Wohnort abhängig sein. 
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Die Länderfragen im Sinne des Tagungsthemas wurden vorab an die Mitglieder und 
Delegierten versandt: 
 

1. Inwieweit konnten zweckgebundene Mittel des Bundes - für den Digitalpakt und 
Schulbau - nicht beansprucht werden, da bereits umfangreiche Investitionen der 
Länder im Vorfeld getätigt worden sind.  

 
2. Wie ist der Stand des Mittelabrufes für die Beschaffung von Laptops bzw. 

vergleichbaren Geräten durch die Schulträger? 
 

3. Wie ist der Stand der Entwicklung und Umsetzung digitaler Lehr- und Lernkonzepte 
zur nachhaltigen digitalen Beschulung unserer Kinder in den Zeiten, in denen der 
alleinige Präsenzunterricht nicht möglich ist. 

 
Die Delegierten der Landeselternvertretungen befassten sich anhand der vorab übersandten 
Länderberichte mit den Entwicklungen in ihrem eigenen Land, erhielten durch die 
themenbezogenen Referate diesbezüglich weitere Anregungen und tauschten sich innerhalb 
der Fachausschüsse über die Entwicklung und Strategien in den anderen Bundesländern aus.  
 
Aus diesen erlangten Erkenntnissen hat die Delegiertenversammlung eine gemeinsame 
Forderung erarbeitet und beschlossen. 
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Resolution 
 
Inklusive und nachhaltige Bildung ist unsere Gemeinschaftsaufgabe 
 
 
In Deutschland zeigt sich eine immer weiter aufklaffende Bildungsschere. 
Daher braucht es dringend eine moderne, zukunftsorientierte und nachhaltige 
Bildungsinfrastruktur. 
Bund und Länder müssen zur Bewältigung dieser Herausforderung besser und kooperativer 
zusammenarbeiten. 
 
Alles staatliche Handeln muss sich an gemeinsam mit allen Beteiligten und Betroffenen 
entwickelten Mindeststandards orientieren, um regionale Unterschiede auszugleichen und um 
überall gleiche Grundbedingungen zu garantieren. 
 
Schulbauten müssen so erstellt und saniert werden, dass die Bedarfe aller Schülerinnen und 
Schüler mit und ohne Beeinträchtigung inklusiv und nachhaltig abgedeckt werden. 
Bundeseinheitlich definierte Mindeststandards müssen unverzüglich erstellt und 
verbindlich eingehalten werden. 
Dies können die Länder allein nicht leisten. Für die Umsetzung fordern wir eine starke zentrale 
Unterstützung des Bundes. 
  
Wir fordern bundeseinheitliche, schulgenaue und qualifizierte 
Evaluierungsprogramme für alle staatlichen Förderungen. Die Ergebnisse müssen 
veröffentlicht und mit allen Beteiligten und Betroffenen diskutiert werden, um in neue 
handlungsorientierte Programme einzufließen. Dies gilt auch und insbesondere für die 
Evaluation des DigitalPaktes Schule in Hinblick auf den geplanten DigitalPakt 2.0. 
  
Deshalb fordern wir ein nachhaltiges Investitionsprogramm des Bundes in Zusammenarbeit 
mit den Ländern zur Steigerung der Leistungsfähigkeit der kommunalen 
Bildungsinfrastruktur. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Resolution wurde am 29.09.2024 von den Delegierten der 2. Fachtagung des Bundeselternrats mehrheitlich 
verabschiedet. 
 
 
Für eine bessere Lesbarkeit haben wir weitestgehend auf eine geschlechtsspezifische Differenzierung verzichtet. Im Sinne der 
Gleichbehandlung gelten entsprechende Begriffe für alle Geschlechter. 
 
  

https://www.digitalpaktschule.de/
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Teil II:  
 
Zum Tagungsthema „Gute Bildung braucht gute Infrastruktur. Evaluation des Einsatzes von 
Bundesmitteln für die Umsetzung des Digitalpaktes und die Umsetzung der 
Schulbaumaßnahmen. Braucht die Umsetzung der Bundesprogramme kooperativen 
Föderalismus?“ hatten wir die Möglichkeit einen Einblick in die Reformschule in Kassel zu 
bekommen. Ferner durften wir wie gewohnt ausgewählte Referenten begrüßen, die uns einen 
Einblick in das breit gefächerte Themenspektrum gaben.  
 
Unsere Tagung begann mit einer Exkursion an die Reformschule in Kassel. Hier wurden wir von 
der Direktorin Fichtner-Gade empfangen und bekamen einen umfassenden Einblick in die Arbeit 
der Schule. Die Reformschule wurde als Versuchsschule des Landes Hessen und der Stadt 
Kassel 1988 gegründet. Das Aktionsfeld der Schule richtet sich auf die Verwirklichung eines 
Schulkonzepts, welches über die Jahre einen besonderen Umgang mit der Verschiedenheit der 
Kinder in den Blick genommen hat. So hat bedient sich die Schule über Jahre erarbeiteter 
Strukturen/Systeme, die wie folgt aussehen: Unterrichts-, Arbeits- und Wochenplan, 
Morgenkreis, Projektarbeit, Einschulung mit 5 Jahren, flexibler Schulanfang, 
Ganztagskonzepte, Abschaffung der 45-Minuten-Stunde, Lernentwicklungsberichte, Lernen in 
jahrgangsgemischten Lerngruppen, Feedbackstrukturen und gemeinsamen Unterricht.  
Die Schule möchte allen Schüler*innen persönlichen und gesellschaftlichen Erfolg ermöglichen, 
sowie Voraussetzungen für deren lebenslanges Lernen schaffen.  
Persönlicher Erfolg heißt: 

 Lernerfolg 
 Leistungs- und Anstrengungsbereitschaft 
 Lebenschancen erwerben 
 Urteilsfähigkeiten entwickeln 
 Mündigkeit erlangen 
 als Individuum stark werden 

Gesellschaftlicher Erfolg wird definiert mit:  
 Balance zwischen Bedürfnis des Individuums und Gesellschaft 
 gesellschaftliches System kennenlernen 
 Bereitschaft entwickeln, das gesellschaftliche System mitzutragen bzw. sich integrativ 

in dessen Dienst stellen 
 Kreativität, Innovationskraft und Wille entwickeln zur partizipativen Weitereinwicklung 

der Gesellschaft 
Voraussetzungen für lebenslanges Lernen:  

 Orientierungswissen aufbauen 
 Methoden aneignen 
 Strategien entwickeln 
 Selbstregulation und Selbststeuerung des eigenen Handelns 

 
 
Mit Birgid Oertel und Volker Igstadt konnten wir zwei Referenten gewinnen, die uns einen tiefen 
Einblick in das Thema: „Inklusion ist nicht exklusiv – Fördert oder behindert Föderalismus 
Inklusion?“ gaben. Die Teilnehmenden wurden insbesondere auf die UN-
Behindertenrechtskonvention aufmerksam gemacht und die ständige Nichteinhaltung seitens 
der Bundesrepublik. Die Referenten erläuterten die Begrifflichkeiten: Exklusion (Vollkommener 
Ausschluss), Separation (Versorgung/Betreuung erfolgt außerhalb der Gemeinschaft), 
Integration (Beseitigung von Hindernissen) und Inklusion (Vollständige Teilhabe). Im Anschluss 
nahmen sich die Referenten ausreichend Zeit mit den Teilnehmenden vertiefend in einer 
Gesprächsrunde das Thema zu bearbeiten. 
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Auf Grundlage der gehörten Vorträge haben die Teilnehmer*innen der Fachtagung 02 2024 
eine Resolution erstellt und beschlossen.   
 
 
 
Gegenüberstellung ursprünglicher Zuwendungsbetrag und Verbrauch 

Zahlenmäßiger Nachweis Fachtagung 02 2024   BER2024-04 

Position Plan Ist-Verbrauch 

Gehälter (0817) 6.015,84 € 5.655,84 € 

Mieten- und Rechnerkosten (0834)  960,00 € 973,63 € 

Vergabe von Aufträgen 
(Referentenhonorare/Hotelkosten/Erstellung 
der Doku/Geschäftsbedarf) (0835) 8.893,50 € 6.884,61 € 

Sachausgaben 
(Reisekosten/Literatur/Verbrauchsmaterial) 
(0842) 6.800,00 € 4.167,48 € 

  22.669,34 € 17.681,56 € 
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Jahresthema des Bundeselternrats in 2024: Föderalismus in der Bildung 
 
Sachbericht zum Projekt BER 2024-04– 2. Fachtagung zum Thema:  
 
„Gute Bildung braucht gute Infrastruktur. Evaluation des Einsatzes von 
Bundesmitteln für die Umsetzung des Digitalpaktes und die Umsetzung der 
Schulbaumaßnahmen. Braucht die Umsetzung der Bundesprogramme kooperativen 
Föderalismus“ 
 

Teil III 

Die Tagung fand in Fuldatal von Freitag, 27. September 2024, 16 Uhr, bis Sonntag, 29. 
September 2024, 12:00 Uhr statt. 

Leitung der Tagung oblag: 
• Annett Hertel, stellvertretende Vorsitzende 
• Dirk Heyartz, Vorsitzender 

 
Protokollführung  
Nordrhein-Westfalen/Rheinland-Pfalz 

Es nahmen 34 Delegierte aus 14 Bundesländern sowie zwei Vorstandsmitglieder teil. 

Als Referent*innen konnten wir gewinnen 

• Petra Fichtner-Gade, Reformschule in Kassel  
• Birgid Oertel und Volker Igstadt, Elternbund hessen e. V. ebh 
 

Die Tagung wurde vom Bundesministerium für Bildung und Forschung gefördert.  

Da der Vorstand und die Delegierten ehrenamtlich für den Bundeselternrat arbeiten und 
dabei auf äußerste Sparsamkeit achten, wurden die vom Zuwendungsgeber bewilligten Mittel 
unterschritten.  

(siehe Gegenüberstellung Zuwendung und Verbrauch – Sachbericht Teil II).  

 

Quellen 

Die Präsentationen zu den Vorträgen sind im internen Teil der BER-Website zu finden und 
sind, soweit dem keine urheberrechtlichen Gründe entgegenstehen, bei der Geschäftsstelle 
erhältlich. 
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